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Kreis Esslingen. Die Städte und Gemein-
den des Zweckverbands „Gemeinsamer Gut-
achterausschuss im Landkreis Esslingen“ 
haben auf der Grundlage einer repräsentati-
ven Umfrage in enger Zusammenarbeit erst-
malig flächendeckend einen neuen gemein-
samen Mietspiegel erstellt. Er basiert auf 
rund 9000 Datensätzen, die von Mai bis Juni 
dieses Jahres  bei zufällig ausgewählten 
Haushalten schriftlich erhoben wurden. Der 
Mietspiegel ist zum 1. Dezember dieses Jah-
res in Kraft getreten und gilt für zwei Jahre.

Ein sogenannter qualifizierter Mietspie-
gel dokumentiert die ortsübliche Vergleichs-
miete für verschiedene Wohnungstypen. 
Dies sorgt für Transparenz auf dem Miet-
wohnungsmarkt, da er öffentlich für alle ein-
sehbar ist. Der Mietspiegel dient somit als 
Orientierungshilfe für Mieter und Vermieter, 
um Mietpreise rechtssicher festlegen zu 
können. Das dem Mietspiegel zugrunde lie-
gende Auswertungsverfahren ermöglicht 
detaillierte und statistisch abgesicherte Er-
gebnisse über den freien Mietwohnungs-
markt in den Gebieten der beteiligten Kom-
munen. Mit der Konzeption des Mietspiegels 
und der Auswertung der Daten war das EMA-
Institut aus Regensburg beauftragt. Fachlich 
begleitet wurde die  Erstellung durch einen 
Arbeitskreis aus lokalen Wohnungsmarktex-
perten. eh

→ Der Mietspiegel-Rechner steht  kostenlos zur 
Verfügung:    www.gutachterausschuss-lkes.de

Neuer Mietspiegel
 für den Landkreis

Filderstadt. Am Montagnachmittag ist 
eine Frau in Sielmingen  durch einen soge-
nannten Schockanruf um eine große Summe 
Geld betrogen worden. Eine angebliche An-
wältin erzählte der Frau am Telefon, ihre 
Tochter habe einen tödlichen Unfall verur-
sacht, berichtet die Polizei. Die  Betrüger 
setzten die Frau so sehr unter Druck, dass sie 
an ihrer Wohnadresse einem Komplizen der 
Anruferin einen mittleren fünfstelligen 
Geldbetrag übergab. Dieser sei als Kaution 
notwendig, um eine Untersuchungshaft der 
Tochter zu verhindern, gaben die Täter  vor. 
Erst später flog der Betrug auf. 

Zeugen, die  verdächtige Beobachtungen 
gemacht haben, werden gebeten, sich beim 
Polizeirevier Filderstadt unter der Nummer 
07 11 / 70 91-3 zu melden. rko

Frau um fünfstellige 
Summe betrogen

Bissingen. Der erste Bewerber für das seit 
Monaten vakante Amt des Bürgermeisters 
von Bissingen an der Teck hat seinen Hut in 
den Ring geworfen:  Jens Fritz, derzeit Chef 
der Wirtschaftsförderung  in Wendlingen, 
möchte in der 3500-Einwohner-Gemeinde 
laut eigenem Bekunden   „Zukunft gestalten“. 

Der 32-Jährige tritt als parteiloser Kandi-
dat bei der Neuwahl am 19. Januar  an. Ihn 
reize diese  kommunalpolitische Aufgabe: 
„In Bissingen wurde in den vergangenen 
Jahren viel erreicht. Das gilt es zu bewahren 
und auszubauen. Doch es stehen auch viel-
fältige Aufgaben und Entscheidungen in Zu-
kunft an.“ Die wolle er ge-
meinsam mit der Bürger-
schaft gestalten. 

Jens Fritz   bringt über 
zwölf Jahre Erfahrung aus 
der Kommunalverwal-
tung in unterschiedli-
chen Fachgebieten mit. 
Nach dem Studium an der  
Hochschule für öffentli-
che Verwaltung und Fi-
nanzen in Ludwigsburg, an der er bis heute  
nebenberuflich als Lehrbeauftragter tätig 
ist,  startete er seine Verwaltungslaufbahn  im 
Esslinger Landratsamt. Dort arbeitete er von 
2015 bis 2018 als Sachbearbeiter im Amt für 
Kreisschulen und Immobilien. 

Im Herbst 2018 wurde Jens Fritz mit 26 
Jahren neuer Wirtschaftsförderer der Stadt 
Wendlingen und übernahm im Sommer 2019 
den Posten seines  in den Ruhestand verab-
schiedeten Vorgesetzten Wolfgang Kaiser als 
Leiter der Stabsstelle für Wirtschaftsförde-
rung, Grundstücksverkehr und Recht. Diese 
Position hat er bis heute inne. Parallel dazu 
war er von Dezember 2022 bis Juni 2023 
kommissarischer Amtsleiter für die Stadt-
kämmerei, bis diese Stelle neu besetzt wer-
den konnte. Jens Fritz lebt mit seiner Frau in 
Ebersbach. eh

Jens Fritz tritt 
in Bissingen an
Wendlingens Wirtschaftsförderer 
hat als Erster seine Bewerbung für das 
 Amt des  Bürgermeisters einreicht.

  Jens Fritz  
Foto: privat

Von Karin Ait Atmane 

Plochingen. Jetzt ist der Kostenpuffer für 
die Sanierung des Plochinger Gymnasiums 
so gut wie ausgeschöpft. Die verbleibende 
Reserve dürfte die aktuelle Bauphase kaum 
überstehen, womit voraussichtlich bei den 
noch anstehenden Gebäudeteilen abge-
speckt werden muss. 

Die Stadt Plochingen fühlt sich teilweise 
ausgenommen: Von manchen Firmen be-
komme er „wöchentlich mehrere Nachträge“ 
auf den Tisch, bei jeder kleinen Änderung, 
berichtete Bürgermeister Frank Buß in der 
Sitzung des Ausschusses für Bauen, Technik 
und Umwelt. In der Verwaltungsvorlage ist 
von „unverschämter Vorgehensweise“ man-
cher Unternehmen die Rede, und Projekt-
steuerer und Controller Frank Henkel vom 
Büro Ernst2 bestätigte, dass zumindest eine 
Firma sich „erpresserisch“ verhalten habe – 

in dem Sinn, dass sie erst weiterarbeitete, als 
ihre Nachträge bezahlt waren. 

Jürgen Marky vom Architekturbüro Baur-
consult, das bei der Sanierung die Bauleitung 
hat, versuchte das zu relativieren. „Es gab an 
vielen Stellen Situationen, die man vorher 
nicht erahnen, geschweige denn planen 
konnte“, sagte er und nannte den Dachauf-
bau oder die Haustechnik. An diesen Stellen 
habe  weitaus mehr verändert werden müs-

sen, als ursprünglich gedacht. Das erfordere 
Diskussionen und Klärungsprozesse, und je-
de Verzögerung ziehe weitere Folgekosten 
nach sich, weil die Unternehmen umplanen 
müssten oder Maschinen länger gebraucht 
würden. 

Ralf Schmidgall (CDU) hätte gern eine 
Zahl gehabt, wie viele der Änderungen auf 
Unvorhergesehenes und wie viele auf Aus-
schreibungs- oder Planungsfehler zurückge-
hen, denn das Gremium war in der Vergan-
genheit nicht immer mit der Bauleitung 
durch Baurconsult zufrieden. Diese Auf-
schlüsselung gibt es allerdings bislang nicht. 
Joachim Hahn (SPD) fragte nach, ob mögli-
cherweise Firmen durch Nachträge ihre zu 
knapp kalkulierten Angebote wieder wettzu-
machen versuchten. Controller Frank Hen-
kel konnte da nur hilflos die Schultern zu-
cken. Das deutsche Vergaberecht, bei dem in 
der Regel der günstigste Bieter den Zuschlag 
erhält, könnte dazu jedenfalls verführen. 

Der Ausschuss hat zähneknirschend, wie 
schon des Öfteren, die aktuellen Nachträge 
genehmigt. Der verbleibende Puffer von 
30 000 Euro wird nicht weit reichen, es ste-
hen aber nach dem Hauptbau noch der 
Unterstufenbau, der Bau Tannenstraße und 
die „kleine Turnhalle“ zur Sanierung. Dort 

wird also voraussichtlich eingespart werden 
müssen, denn die aktuell gesetzten insge-
samt 57,8 Millionen Euro sind für den Ge-
meinderat derzeit die Obergrenze. Über 
mögliche Einsparungen werden die Ratsgre-
mien zu entscheiden habe, ebenso über wei-
tere Nachträge und Kostensteigerungen. 

Dabei müsse man schnell reagieren, um 
weitere Verzögerungen zu vermeiden, be-
tonte Buß, was einige kurzfristig anberaum-
te Sondersitzungen für die Ratsgremien mit 
sich bringen könnte. Denn seinen eigenen 
Verfügungsrahmen von bis zu 100 000 Euro 
will der Bürgermeister nicht erweitern. „Ich 
habe überhaupt keine Ambitionen, anstelle 
des Ausschusses oder des Gemeinderats zu 
entscheiden.“ Damit spielte er darauf an, 
dass einzelne Ratsmitglieder mehrfach ver-
sucht haben, ihm Fehler nachzuweisen. 

Im Hinblick auf anstehende Rodungen 
waren sich alle einig, dass gefällt werden 
muss, was die Renovierung beeinträchtigen 
könnte. Größtenteils handelt es sich dabei 
eher um Büsche als um Bäume. Die Zukunft 
einer großen Eiche ist allerdings noch unge-
wiss. Eine gute Nachricht gab es aber auch: 
Nach aktuellem Stand wird die Sanierung 
des Hauptbaus tatsächlich planmäßig im 
Frühsommer fertig.

Kosten für Plochinger Gymnasium steigen und steigen
Die Baustelle bereitet  weiter 
Bauchschmerzen. Eine Baufirma 
soll gar „erpresserisch“ agieren. 
Der Hauptbau soll aber bis 
zum Sommer fertig saniert sein.

Der Kostendeckel von rund 60 Millionen Euro 
soll eingehalten werden. Foto: Karin Ait Atmane

b Kommentar

Es gibt nicht viele Themen, 
die so heiß diskutiert wurden 
wie die Abschaffung des 
Stadttickets. Denn das ver-
günstigte Tagesticket wurde 
nach seiner Einführung 2019 
zur Erfolgsgeschichte. Umso 
größer war die Enttäuschung, 
als der Gemeinderat das 
Stadtticket in einer Sparrunde 2023 kassier-
te. Und als sich später herausstellte, dass sich 
die Kassenlage nicht halb so dramatisch er-
wies wie vom Finanzbürgermeister vorher-
gesagt, schlug der anfängliche Frust bei vie-
len in schieren Ärger um. Stadträtinnen und 
Stadträte bekamen das zu spüren, als ihnen 
viele Bürger in seltener Deutlichkeit eine 
klare Fehlentscheidung vorwarfen. 

Nun hat der Verwaltungsausschuss den 
Weg frei gemacht, damit der Gemeinderat 
die Wiedereinführung des Stadttickets dem-
nächst endgültig beschließen kann. Bis zum 
Comeback wird es allerdings noch dauern. 

Dass viele im Gemeinderat einräumen, 
die Abschaffung des Stadttickets sei ein fal-

sches Signal gewesen, ehrt 
sie. Und dass manche Rats-
mitglieder zumindest hinter 
vorgehaltener Hand versi-
chern, künftig gelassener auf 
Finanzprognosen zu reagie-
ren, ist kein Fehler. Das ändert 
aber nichts daran, dass von 
der Erkenntnis bis zur Korrek-

tur (allzu) viel Zeit vergangen ist. Gerade in 
einer Stadt, die den Individualverkehr redu-
zieren möchte  und in der Parkgebühren auf-
gerufen werden, die alles andere als ein Bei-
trag zur Innenstadtbelebung sind, braucht es 
alternative Angebote – vom sozialen Aspekt 
ganz zu schweigen. Schaut man sich an, wem 
das Stadtticket nützt, mögen die Begrün-
dungen unterschiedlich sein: Viele werden 
ermuntert, ihren Wagen stehen zu lassen, 
auf den Bus umzusteigen und vielleicht häu-
figer in die Innenstadt zu kommen. Und we-
niger Begüterte werden entlastet. In Summe 
tut es der Stadt und vielen Menschen gut, 
dieses Angebot für einen attraktiven und 
günstigen Busverkehr wieder aufzulegen. 

Höchste Zeit für  eine Korrektur
Die Rückkehr des Stadttickets kommt spät, aber sie ist gut und richtig. 

Von Alexander Maier

Abschaffung Um die städtischen Finanzen 
zu entlasten, hat der Gemeinderat im No-
vember 2022 beschlossen, den Verkauf des 
Stadttickets mit Einführung des Deutsch-
landtickets zum 1. Mai 2023 einzustellen. 

Wiedereinführung In den Beratungen zum 
Doppelhaushalt 2024/2025 haben mehrere 
Fraktionen die Wiedereinführung des Stadt-
tickets beantragt. Eine interfraktionelle 
Arbeitsgruppe konnte sich jedoch in zwei 
Beratungsrunden im Januar und April 2024 
nicht auf einen gemeinsamen Finanzie-
rungsvorschlag einigen. In den Beratungen 
zum Nachtragshaushalt 2024/2025 haben 
CDU, Grüne, SPD und Freie Wähler mit 
einem interfraktionellen Antrag sowie Linke/
FÜR und WIR/Sportplätze erhalten erneut 
beantragt, das Stadtticket wieder einzufüh-
ren. Im Oktober 2024 hat der Gemeinderat 
grundsätzlich grünes Licht gegeben. Im 
Verwaltungsausschuss wurde nun auch die 
Finanzierung klar gemacht. 

Finanzierung Für September bis Dezember 
2025 muss die Stadt rund 255 000 Euro zu-
schießen – finanziert wird dieser Betrag aus 
Mietkosten für die Zollbergrealschule, die 
erst später anfallen. In den folgenden Jah-
ren rechnet man im Rathaus mit jährlichen 
Subventionen von rund 760 000 Euro.  adi

Zurück zum Stadtticket

Von Alexander Maier

Esslingen. Die Rückkehr des Stadttickets  
ist greifbar nahe: Bereits in den Beratungen 
zum Nachtragshaushalt 2024 hatte sich viel 
Zustimmung im Gemeinderat abgezeichnet 
– nun  wollen die Ratsmitglieder Nägel mit 
Köpfen machen. Nachdem der Verwaltungs-
ausschuss grünes Licht zur Finanzierung des 
vergünstigten Tagestickets gegeben hat, 
kann im Gemeinderat am 16. Dezember die 
endgültige Entscheidung fallen. Etwas ge-
trübt wird die Freude allerdings, weil das 
Comeback des Stadttickets erst im Septem-
ber 2025 vorgesehen ist. Begründet wird das 
mit der dann anstehenden allgemeinen Ta-
riferhöhung und dem Vorlauf, den der Ver-
kehrsverbund Stuttgart (VVS) brauche. 

Das subventionierte Tagesticket war im 
April 2019 eingeführt worden und hatte viel 
Zustimmung erfahren. Anfangs kostete der 
Einzelfahrschein drei Euro, nach einer Tarif-
erhöhung des VVS wurden daraus 3,50 Euro. 
Dafür konnten Fahrgäste einen Tag lang be-
liebig oft Busse und Bahnen im Esslinger 
Stadtgebiet nutzen. Doch unter dem Ein-
druck düsterer Finanzprognosen, die sich 

später allerdings deutlich 
relativierten, hat der Ge-
meinderat das Stadtti-
cket im Frühjahr 2023 
wieder abgeschafft. 

So richtig glücklich 
waren viele Kommunal-
politiker damit allerdings 
nicht. Linke und FÜR hat-
ten sich stets gegen die 
Streichung ausgespro-
chen, die CDU hatte 
schon im August 2023 ge-
fordert, nochmals „trans-
parent zu diskutieren“. 

Zuletzt nahm das Thema Fahrt auf, doch die 
Finanzierung war umstritten und der ent-
scheidende Schritt ließ auf sich warten. 
Schließlich beantragten CDU, Grüne, Freie 
Wähler und SPD in einem gemeinsamen An-
trag zum Nachtragshaushalt, das Stadtticket  
„zum nächstmöglichen Zeitpunkt“ wieder 
einzuführen. Linke/FÜR und WIR/Sportplät-
ze erhalten hatten ihrerseits aufs Tempo ge-
drückt. Die Fraktion von FDP und Volt fand 
das Stadtticket dagegen „nicht vernünftig“, 
Bedenken meldete auch die AfD an. Dennoch 
gab’s eine klare Mehrheit für eine Wieder-
einführung des Stadttickets „zum nächst-
möglichen Zeitpunkt“, der allerdings noch 
nicht fixiert worden war.

Im Verwaltungsausschuss kam es nun 
zum Schwur. Die Verwaltung unterstützte 
die Wiedereinführung des Stadttickets zum 
1. September 2025 und hatte einen Finanzie-
rungsvorschlag: Der subventionierte Fahr-
schein soll im ersten Jahr durch eingesparte 
Mietkosten wegen der verspäteten Fertig-
stellung der Zollbergrealschule finanziert 
werden. Von 2026 an soll der städtische Zu-
schuss für das Stadtticket dauerhaft im 
Haushalt verankert werden. Für das Restjahr 
2025 kalkuliert die Stadt mit einem Zu-
schussbedarf von 255 000 Euro, in den Folge-
jahren geht man im Rathaus von jährlichen 
Subventionen von rund 760 000 Euro aus. 

Im Verwaltungsausschuss erklärte Tim 
Hauser (CDU) nun: „Jeder hat gesehen, dass 
der Wunsch nach der Wiedereinführung des 
Stadttickets in der Bevölkerung weit verbrei-
tet ist. Wir freuen uns über jeden weiteren 
ÖPNV-Nutzer.“ Es gehe nicht wie beim 
Deutschlandticket um regelmäßige Nutzer – 
auch temporäre Busfahrten seien ein Ge-
winn. Carmen Tittel (Grüne) begrüßte es, 
dass die vier großen Ratsfraktionen am sel-
ben Strang gezogen hatten. Der Finanzie-
rungsvorschlag der Verwaltung überzeuge 
auch deshalb, weil das Stadtticket nicht auf 
Kosten anderer Aufgaben finanziert werde. 

Nicolas Fink (SPD) bekannte: „Die Ab-
schaffung war ein Fehler. Es ist gut, dass wir 
das jetzt gemeinsam geregelt haben.“ Auch 
wenn das „etwas länger gedauert“ habe, sei 

es ein gutes Signal, dieses Thema, das viele 
bewege, gemeinsam anzugehen. Annette 
Silberhorn-Hemminger (Freie Wähler) fand 
es erfreulich, dass sich die Stadtverwaltung 
schließlich offen für eine Wiedereinführung 
des Stadttickets gezeigt habe. Ihre Befürch-
tung, dass es beim bisherigen Ticketpreis 
von 3,50 Euro wohl nicht bleiben werde, be-
stätigte Finanzbürgermeister Ingo Rust, der 
nach der nächsten Tariferhöhung von 3,80 
Euro für den Einzelfahrschein ausgeht. 

Jörn Lingnau (FDP) mochte sich „von der 
Partystimmung nicht mitreißen lassen“: Er 
zweifelt am Sinn eines Stadttickets, befürch-
tet Finanzierungsprobleme bei schlechterer 
Finanzlage und sieht den Zuschuss anders-
wo besser angelegt – etwa bei günstigeren 
Kita-Gebühren. Martin Auerbach (Linke/

FÜR) hätte nichts gegen geringere Kita-Ge-
bühren. Vor der Abschaffung des Stadtti-
ckets habe seine Fraktion stets gewarnt – zu-
mal manche schon damals gewusst hätten, 
dass es um die städtischen Finanzen deutlich 
besser gestanden habe als zunächst betont. 

Alexander Anderka (AfD) lehnte die 
Rückkehr zum Stadtticket entschieden ab. 
Der öffentliche Personennahverkehr werde 
schon stark subventioniert, die Stadt müsse 
genau überlegen, wofür sie ihre Finanzen 
nutze. „Was soll der Steuerzahler sonst noch 
zahlen?“, fragte Anderka. Hermann Beck 
(WIR/Sportplätze erhalten) nahm für sich in 
Anspruch, schon frühzeitig für die Wieder-
einführung des Stadttickets geworben zu ha-
ben. „Durch zögerliches Verhalten der Ver-
waltung“ habe es länger als nötig gedauert. 

Weg für Comeback des Stadttickets ist frei
Verwaltungsausschuss spricht 
sich für die Wiedereinführung 
zum 1. September 2025 aus – 
das letzte Wort hat der Esslinger 
Gemeinderat am 16. Dezember. 

Im September 2025 sollen die Esslinger ihr Stadtticket zurückbekommen – für drei Euro wird es aber nicht mehr zu haben sein.  Foto: Ines Rudel

„Jeder hat 
gesehen, dass 
der Wunsch 
nach der 
Wiederein -
führung des 
Stadttickets  
weit ver -
breitet ist.“
Tim Hauser, 
CDU-Stadtrat
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